
Wie kann „Autoposing“ am Wall verhindert werden? 
 
In der Presse wurde kürzlich über einen Verkehrsunfall mit einem PKW in der Straße „Am 
Wall“ berichtet. Der Unfall, bei dem sich der PKW überschlug, soll sich u.a. aufgrund 
erhöhter Geschwindigkeit ereignet haben. Der Unfallort liegt in einer verkehrsberuhigten 
Straße. Die Straße „Am Wall“ ist eine wichtige Zuwegung zur Innenstadt für den Kunden- 
und Anlieferverkehr Richtung Innenstadt. Seit der Umwandlung einer Fahrbahn als 
Fahrradstraße ist die Straße als Einbahnstraße ausgeführt. Gleichzeitig befinden sich 
dort Ladengeschäfte und Gastronomiebetriebe. Der anliegende Fußweg dient als 
Flaniermeile. Teilweise befinden sich Außengastronomie unmittelbar an der Straße.  
 
Anwohnende, Anliegerinnen und Anlieger berichten über sogenanntes „Autoposing“ und 
darüber, dass trotz entsprechender Geschwindigkeitsbegrenzung rücksichtslos 
beschleunigt werden würde. Neben einer für die Gäste einer Flaniermeile 
unerwünschten Belästigung, stellt das rücksichtslose Verhalten von Autoposern sowie 
überhöhte Geschwindigkeit eine erhebliche Gefährdung von Gästen, Radfahrerinnen- 
und Radfahrern sowie Fußgängerinnen und Fußgängern dar.  
Vor diesem Hintergrund bittet Thore Schäck um einen schriftlichen Bericht zum 
aktuellen „Autoposing“ und Gegenmaßnahmen am Wall in der kommenden Deputation 
für Mobilität, Bau und Stadtentwicklung. Neben einem Sachstandsbericht zum 
aktuellen Fall und seinen Hintergründen interessieren vor allem folgende Fragen: 
 

1) Welche Erkenntnisse liegen dem Senat zum „Autoposing“ in der Straße „Am 
Wall“ vor? 

2) Wie hat sich die Situation in den letzten 5 Jahren entwickelt? Welche 
Veränderungen haben sich seit der Einrichtung der Straße als Einbahnstraße 
ergeben? 

3) Welche Maßnahmen sind am Wall in den letzten5 Jahren ergri^en worden, um 
Gefährdungen durch überhöhte Geschwindigkeit entgegenzuwirken und mit 
welchem Ergebnis? 

4) Welche weiteren Maßnahmen plant der Senat, um die Situation zu entschärfen? 
5) Inwieweit ist die Installation von Bremsschwellen (z.B. sogenannten„Berliner 

Kissen“) oder anderen Maßnahmen gegen eine erhebliche 
Geschwindigkeitsübertretung geprüft worden und mit welchem Ergebnis? 

6) Welche Vor- und Nachteile hätte die Installation von Bremsschwellen oder 
andere Maßnahmen jeweils allgemein sowie konkret an dieser Stelle? 

7) Welche Erfahrungen wurden mit entsprechenden Maßnahmen in- und außerhalb 
Bremens gemacht, um an Hotspots „Autoposing“ und gefährlichen 
Geschwindigkeitsübertretungen entgegenzuwirken? 

8) Inwieweit stellen Bremsschwellen eine Behinderung für Zweiradfahrerinnen und -
fahrer, den ÖPNV, sowie für Einsatzfahrten von Polizei- und Rettungsdienst dar 
und inwieweit ist diese unzumutbar? Wenn ja, durch welche Maßnahmen kann 
hier sinnvoll Abhilfe gescha^en werden? Welche Alternativmaßnahmen wurden 
ggf. bislang geprüft? 

9) Welche rechtlichen, technischen und organisatorischen Voraussetzungen sind 
für die Installation entsprechender baulicher Barrieren zur Durchsetzung von 
Verkehrsberuhigungsmaßnahmen notwendig? 

10) Welche Kosten entstehen durch die Installation und den Unterhalt 
entsprechender baulicher Maßnahmen? 


